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Das Betreibungsverfahren 

Das Einleitungsverfahren 
 

Das Pfändungsverfahren 

Gläubiger stellt Fortsetzungs-
begehren 

Betreibungsamt erlässt 
Pfändungsankündigung, lädt 
ein, kündigt Hausbesuch an 

Betreibungsamt stellt 
Pfändungsurkunde aus: 
Pfändung von Sachen und / 
oder Einkommen während 
eines Pfändungsjahres 
 

Stille Pfändung bei 
Einverständnis der Gläubiger 
(Pfändungsaufschub gemäss 
Art. 123 SchKG), selbst 
verantwortete Zahlungen 

 

Gläubiger stellt 
Verwertungsbegehren Anzeige an den Arbeitgeber des Schuldners 

(Lohnpfändung für den Schuldner) 

Selbstbehalte, Zahnarzt, Umzug, Heizkostenab-
rechnung, Miet- und KK-Erhöhungen,  Sonder-
auslagen aus 13. Lohn usw. geltend machen 
Weitere Forderungen kommen i.d.R. in die gleiche 
Pfändungsgruppe, wenn innert 30 Tagen betrieben. 
 

Verwertung 
Freihandkauf mit 
Zuschlag (Zustimmung 
Gläubiger erforderlich) 
oder öffentl. 
Versteigerung 

Gläubiger stellt Betreibungs-
begehren 

 
Betreibungsamt erlässt 
Zahlungsbefehl 

 

Zahlung innert 20 
Tagen: die 
Betreibung wird 
eingestellt 

nichts unternehmen 

Schuldner hat 3 Möglichkeiten 

Gläubiger gewinnt 
Prozess: Rechtsöffnung 
(Beseitigung des 
Rechtsvorschlags)  

Rechtsvorschlag erheben 
innert 10 Tagen: Stoppt 
die Betreibung 

Nach Konkurs mit 
Zusatz „kein 
neues Vermögen“ 

Gläubiger kann Fortsetzungsbegehren 
stellen, er hat ein Jahr Zeit dazu. 

Gläubiger verliert 
Prozess: Einstel-
lung des Betrei- 
bungsverfahrens 

Gläubiger muss Gerichts- 
verfahren anstrengen 
(Rechtsöffnungsverfahren 
oder ord. Zivilprozess) 

Gerichtliche  
Prüfung des 
vermögensbilden-
den Einkommens 

Betreibungsamt macht Abrechnung und stellt 
Pfändungsverlustscheine aus, falls die 
Forderung nicht gedeckt wird. Weitere 
Fortsetzung ohne neuen Zahlungsbefehl 
innerhalb von 6 Monaten möglich 
Pfändungsergebnis minus Kosten werden an 
Gläubiger der gleichen Pfändungsgruppe 
gezahlt (Krankenkassen sind privilegiert) 


